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wShmms Mtd Gpavev
Brüning und Luther für unbedingtes Fest -

halten an der Goldwährung
Auf der 50. Jubiläumstagung des Deutschen Spartassen -

«nd GiroverbandeS in Berlin hielt am Montag Reichskanzler
Pr Brüning eine Rede. Er sagte u . a . :

Angesichts der schtverwiegenden Entscheidungen, vor denen
die Welt durch das Wanken der Standardwährung stehe u . die
möglicherweise die Wirtfchaftsentwicklung auf Jahre hinaus
festlegen könnten, müsse eine klare Linie in politischer Hinsicht
gefaßt und voreilige Beschlüsse vermieden werden . Die Wäh¬
rung muß in Deutschland unversehrt erhalten bleiben. Kein
Volk, das wie das deutsche das furchtbare Erleben einer Jn -
flation über sich ergehen lassen mußte , wird es erneut ertragen
können , wenn in den Zeiten größter Unsicherheit und Angst
erneut dem Vertrauen auf den Bestand der Sparvermögen und
Rücklagen ein Stoß versetzt würde . Die Regierung wird darum
im Verein mit der Reichsbank alles tun , um die Währung in
ihrem Bestände z« schützen.

Wenn es gelinge, Ansprüche und Preise auf billiger Richtung
zu konzentrieren, wenn die Ausfuhr erleichtert und der Jn -
landabsatz gehoben werde, dann werde auch der Sparsinn neue
Anregungen finden. Zur Steigerung des Vertrauens wird —
so sagte der Kanzler — vor allem auch die Schaffung von Si¬
cherungen gegen eine mit den Erforderniffen der Volkswirt¬
schaft nicht im Einklang stehende Kapitalverteilung angestrebt
werden. Gerüchte über Beschlagnahme von Sparguthaben wies
der Kanzler als völlig unbegründet zurück . Zur Hebung und
Besserung des Sparkaffenverkehrs müßten Banken , Sparkaffen
und Genossenschaften zusammenarbeiten , worin sie von den
Behörden nach besten Kräften unterstützt werden würden . Die
Tatsache , daß auch in den schweren Zeiten der letzten Jahre
die Spareinlagen eine beträchtliche Höhe erreicht hätten , sei der
Beweis eines starken Vertrauens der breiten Öffentlichkeit
und für den gesunden Kern unserer Wirtschaft.

*
Nach dem Reichskanzler ergriff der preußische Innenminister ,

Severing , das Wort . 12 Milliarden Reichsmark Spareinlagen
feien von 18 Millionen Sparern nach der Inflation gespart
worden. Dem Spareinleger hafte nicht nur die Sparkasse mit
ihrem Vermögen, sondern daneben auch der Kommunale Ge¬
währsverband mit seiner Steuerkraft . Unbedingt erforderlich
fei eine Reform bei den Sparkaffen je nach Notwendigkeit. Den
Sparkassen müsse eigene Rechtspersönlichkeit gegeben werden,
um das Sparvermögen von dem sonstigen Gemeindevermögen
zu trennen . Die Liquidität und die Liquiditätsreserven der
Sparkaffen und Girozentralen müßten stärker gesichert werden.
Im Kommunalkreditwesen sei eine engere Grenzziehung von
nöten , ebenso eine übersichtlichere Kontrolle . Das alles dürfe
aber nicht zur Beseitigung der Selbstverwaltung und Selbst¬
verantwortung der Sparkaffenorganifation führen .

*
Reichsbankpräsident 'Dr. Luther machte in einer Ansprache

einige grundsätzliche Bemerkungen über die deutsche Währungs¬
politik angesichts der Entwertung des Pfundes . Er wandte sich
scharf gegen die Jnflationsideen und gegen die Gedankengänge,
die im Hinblick auf die Einstellung der Goldeinlösung durch
die Bank von England und die daraus für die englische Wirt¬
schaft sich ergebenden vorübergehenden Vorteile ausgesprochen
werden. Neue Aufträge für die Industrie , Exportprämie im
Preise usw., dieses Wohlbefinden sei nur im erste « Stadium
der Inflation vorhanden, was Deutschland am eigenen Leibe
erlebt habe, sehr bald würden Kosten und Preise steigen. Für
Deutschland scheide der Gedanke, es könnte eine dosierte, eine
kontrolliert« Inflation geben, a«S. De Luther betonte, daß
er es weit von sich weise , durch Inflation den deutschen Spa¬
rer um sein Kapital zu bringen .

Für Deutschland gebe es noch ein besonderes Hindernis , die
Goldparität schwinden zu laffen, nämlich die Balutafchulden,
da es an das Ausland vorwiegend in Gold, Dollar oder in an¬
deren goldbeständigen Währungen und nur zu einem geringen
Teil in Pfunden verschuldet sei . Infolgedessen würde uns in
unserer Lage eine Abwertung der Reichsmark keine Erleichte¬
rungen im Schuldenstand bringen , zumal unsere Auslandsver¬
schuldung in der Gesamtverschuldung die entscheidende Rolle
spiele . Mit Rücksicht auf die besondere Lage der deutschen Wäh¬
rung innerhalb des Goldproblems der Welt könne die Stel¬
lungnahme Deutschlands nicht davon abhängig gemacht werden,
ob nicht andere Länder aus den besonderen Voraussetzungen
ihrer Lage heraus ähnliche Schritte wie England tun . Auf kei¬
nen Fall sollte man übersehen, daß die englische Lage die Be¬
sonderheit besitze, daß möglicherweise infolge Auslaufens der
von England gewährten Kredite eine stärkere Pfundnachfrage
einsehe .

Die für die Schaffung «euer Währungen gemachten Vor-
schlüge (Roggenmark, Rentenmark , Steuermark , Arbeitsmark
usw .) , bezeichnet Dr. Luther als reine Inflationen . Alle diese
Projekte gingen darauf aus , neue Zahlungsmitteln zu schaffen ,
ohne sich an den alten Währungsgrundsatz zu halten , daß der
Zahlungsmittelumlauf nicht über die Grenze hinausgehen
dürfe , die sich aus dem Warenumlauf ergebe. Die Bindung an
das Gold gewährleiste objektiv die Einhaltung dieser Grenze ,
deren Überschreitung Inflation bedeute. Das Festhalten an der
Goldwährung bewahre Deutschland vor unübersehbaren Schwie¬
rigkeiten und werde schließlich auch Deutschlands Kredit stärken.

Letzte Nachrichten
Das Hevbfipvogvamnr

dev ReichSveskemms
Wiederaufnahme der Beratungen

ERB . B e r l i n , 29. Sept . (Priv . -Tel.) Wie wir erfahre «,
ist das Reichskabinett heute vormittag um halb 11 Uhr
zusammengetreten , um die durch die Tage de» französische «
Ministerbesuches unterbrochenen Beratungen über das
Herb st Programm wieder aufzunehme«. Auch für heute
nachmittag ist eine Kabinettssitzung vorgesehen , so daß man
«nnehmen kann, daß der Kanzler die Beratungen nun be¬
schleunigt zu Ende führen will. Die außenpolitischen
Fragen , die mit Genf zusammenhängen, dürsten heute
wohl noch nicht zur Sprache kommen , zumal ja vorgesehen
war , daß sie zunächst noch einmal zwischen dem Reichskanz¬
ler und Dr. Curtius in einer persönlichen Aussprache behan¬
delt werden.

Dev deutsch-fvamdMche MfM
Vorerst nur ein Rahmen

für weitere Zusammenarbeit
dl . Berlin , 29. Sept . (Priv .-Tel.) Da» amtliche

Kommunique , das im Anschluß an de« französischen Be¬
such veröffentlicht wurde, hat zu manchen Mißdeutungen in
der Presse Anlaß gegeben . ES wird noch einmal betont, daß
politische Fragen nicht erört .ert worden sind, auch
nicht die Frage der Reparationen . Ebensowenig ist vom
Rnßland - Geschäft gesprochen worden, welche Frage
den Beratungen der Kommission »orbehasten bleibt.

Man hat in diesen zwei Tage» überhaupt nur de « Rah -
man für eine wirtschaftliche Berständigung
gezogen , ohne jedoch schon in materielle Einzelheiten eiuzn-
gehen . Diese Dinge bleibe » erst den weitere» Berhanblungen
Vorbehalten . Dazu gehört auch die Ernennung der
Mitglieder und Sachverständigen . ES steht noch
nicht einmal fest» ob man Liste» wählt oder für de« Einzel¬
sall besondere Ernennungen sich vorbehält, also auswechsel¬
bare Sachverständige. Ebenso sei erwähnt, daß die Bezug¬
nahme auf neue Absatzmöglichkeiten nicht etwa
ankündigt, daß man an bestimmte Länder dabei gedacht hat.

In Berlin scheint man somit Gewicht darauf zu legen, daß
die deutsch-französischen Abmachungen nicht dahin aufgefatzt
werden, als richteten sie sich gegen andere Staaten .

Goldklausel uud Gtevkua-^ uvs
Regelung in der Notverordnung

Ick. Berlin , 29. Sept . (Priv .-Tel.) Der ReichSfinanz -
mtnister hat heute eine Verordnung herausgegeben,
die durch das Absinken der englischen Währung notwendig ge¬
worden ist. Es handelt sich um die Frage der Umrech¬
nung in besonderer Beziehung auf die KriegSgeschä -
digte ». Es hat sich nämlich herausgestellt, daß durch eine
Umrechnung nach den bisherigen gesetzlichen Anordnungen
die „Goldmark"

» wie sie in de» Entschädigungen vorgesehen
ist, nur einen Wert von 0,91 RM . hätte. Infolgedessen wird
eine entsprechende Bestimmung veröffentlicht. Für andere
Zahlungen , -dir gleichfalls auf der Goldklausel, ist ei« Erlaß
deS Reichsfinanzministers an sich nicht zulässig . Diese Frage
soll vielmehr in der kommenden Notverordnung ge¬
regelt werden.

Dev Konflikt in dev SPD .
CNB. Berlin , 29. Sept . (Tel . ) . Wie wir hören, ist der Par -

teivorstaud der SPD . heute zusammengetreten , um abschlie¬
ßend zu dem Konflikt mit den Reichstagsabgeordneten Seyde-
witz und Rosenfeld Stellung zu nehmen. Wenn sie entgegen
dem Beschluß des ParteiausschuffeS an den oppositionellen
Zeitschriften festhalten sollen , soll mit dem Ausschluß beider
Abgeordnete« zu rechnen sein . Neuerdings hat sich gegen die
Auffaffung des Parteivorstandes auch der Bezirksvorstand
Zwickau gewandt, indem er den Abg . Sehdewitz wieder in seine
Ämter einsetzte . Hiermit ist demnach ein Konflikt zwischen der
Leitung der SPD . und der Mehrheit des Zwickauer Partei¬
gremiums entstanden, zu dem der Parteivorstand heute gleich¬
falls Stellung nehmen soll. Ein ' Beschluß ist erst für die
Abendstunden zw erwarten .

Gvotze voNttsibe Debatte
amb im Vveirtzeulaudtag

CNB. Berlin , 29 . Sept . (Tel.) Die Tagesordnung der erste»
Plenarsitzung des Preußischen Landtags am 13. Oktober ent¬
hält eine Reihe kleiner Vorlagen, u . a. die Erledigung von
Anträgen wegen der Behandlung des Kolonialproblems in den
Schulen und der Entfernung des Romans „Im Westen nichts
Neues " aus den Schulbüchereien. Ferner steht eine Denkschrift
über die praktischen und pädagogischen Erfahrungen mit dem
Religionsunterricht in den Berufsschulen zur Aussprache. Am
14. Oktober soll eine große politische Aussprache beginnen .
Dieser Debatte liegen Mitztrauensanträge gegen das Staats¬
ministerium zugrunde.

Dr Luther schloß damit, daß die wichtigste Stütze, die die Reichs¬
bank den Sparkasien und ihren Zielen geben könne , das unver¬
brüchliche Festhalten an der stabilen Goldwährung sei,

Das GvsebrttS
des Bvvwrev BesmhS

Ein amtliches Kommunique
Die französischen Minister haben heute. Dienstag morgen

die Rückreise nach Paris angetreten. Sie besuchten Montag
mittag in Berlin das Pergamon -Museum in Begleitung des
Reichskanzlers und des Reichsaußenministers und fuhren
dann nach dem Schloß Brüninglinden bei Cladow an der
Havel, das dem Borbesiher der Höchster Farbwerke» der kein
Verwandter Brünings ist, gehört und jetzt ein Klubheim des
Automobilklubs von Deutschland ist. Dort fand nach einem
Frühstück eine „Unterredung unter vier Augen" statt . Auf
dem Rückweg besuchten Briand und Curtius gemeinsam Pots¬
dam, während Laval und Brüning direkt nach Berlin zurück¬
fuhren . Zum Abschluß des Besuchs veranstaltete der fran¬
zösische Botschafter Poncet ein Essen, an dem die deutschen
und die französischen Staatsmänner , eine Anzahl Mitglieder
des Reichskabinetts und der preußischen Regierung, ferner
Reichsratsmitglieder , Abgeordnete, deutsche und fremde Di¬
plomaten , darunter verschiedene fremde Botschafter, und Ver¬
treter des öffentlichen Lebens aus den verschiedensten Berufs¬
kreisen teilnahmen . Während der Mahlzeit brachte der fran¬
zösische Botschafter einen Trinkspruch auf den Reichspräsiden¬
ten und den Präsidenten der französischen Republik aus .

Ein am Montagabend ausgegebenes Kommunique über die
Ergebnifle der Ministerbesprechungen enthält im wesentlichen
Angaben über die Einsetzung und Funktionen des künftigen
deutsch -französischen Ausschusses , sowie über die Gliederung
seines AufgabenkreiseS, das wirtschaftliche , finanzielle und
technische Einzelheiten der Zusammenarbeit umfaßt . Es be¬
sagt :

Der französische Ministerpräsident und der französisch«
Außenminister sind nach Berlin gekommen , um den Besuch zu
erwidern , der ihnen seinerzeit der Reichskanzler uud der
Reichsminister des Auswärtigen in Paris abgestattet haben.
Zugleich war es ihre Absicht, ihre früheren Besprechungen zu
einem Ergebnis zu führen .

Die Vertreter der beiden Regierungen haben erneut ihrer
Überzeugung Ausdruck gegeben , daß ihr Ziel die Pflege ver-
trauensvoller Beziehungen zwischen den beiden Ländern ist.
Sie sind der Ansicht, daß die Wirtschaftskrise , unter der gegen¬
wärtig die ganze Welt leidet , es ihnen zur gebieterischen
Pflicht macht, vor allem auf wirtschaftlichem Gebiete ihre Be¬
mühungen zu vereinigen , um Lösungen zur Linderung der
Not zu finden.

Den deutschen und den französischen Ministern scheint es
geboten, ein besonderes Organ zu schaffen, deffen Arbeitsweisa
greifbare Ergebnisse zu gewährleisten verspricht . Sie sind dem-
entsprechend übereingekommen, eine gemischte deutsch-fran¬
zösische Kommission zu bilden, die aus Vertretern der betet -
ligten Zentralstellen unter Beteiligung von berufenen Ver¬
tretern der verschiedenen Zweige der Wirtschaft, wie auch der
Arbeitnehmer , bestehen soll. Die Leitung der Kommiffwn
wird Mitgliedern beider Regierungen obliegen . Äußerem
wird ein gemeinsames ständiges Generalsekretariat eingerich¬
tet . Die Kommiffwn wird ihre Sitzungen je nach Bedarf in
dem einen oder anderen Lande abhalten und ihre Arbeiten als¬
bald aufnehmen .

Die Kommiffion hat die Aufgabe, alle die beide« Völker
berührenden Wirtschaftsfragen zu prüfen, ohne dabei die In -
teressen anderer Länder und die Notwendigkeit internationa¬
ler Zusammenarbeit aus den Augen zu verlieren. Sie wird
vor allem die Möglichkeiten prüfen , die bereits bestehenden
Wirtschaftsvereinbarungen zu verstärken uud auszubauen und
neue Vereinbarungen abzuschließe «, und zwar gegebenenfalls
in neuen Organisationsforme ». Sie wird den gegenwärtigen
Stand des Handelsverkehrs zwischen beiden Ländern unter¬
suchen, um die seit dem Inkrafttreten des Handelsvertrages
von 1927 gesammelten Erfahrungen nutzbar zu machen. Sie
wird weiter gemeinsam nach neuen Absatzmöglichkeiten su-
chen. Nach übereinstimmender Ansicht ist diese Aufzählung
nicht erschöpfend .

Die Vertreter der beiden Länder legen Wert darauf , klar
zum Ausdruck zu bringen , daß sich ihr Vorgehen nicht gegen
die Wirtschaft irgendeines anderen Landes richtet . Sie er¬
klären, daß sie es ablehnen, die Lösung der der Kommiffion
zugewiesenen Fragen etwa in gemeinsamem Vorgehen auf
dem Gebiete von Zollerhöhungen zu suchen. Sie wett>en sich
an die allgemeinen Bestrebungen zur Bekämpfung der Wirt¬
schaftskrise halten und werden um Mitarbeit aller Völker in
jedem Falle nachsuchen , wo die Sachlage dies erfordert. So
könnte u . a . die Durchführbarkeit internationaler Abmachun¬
gen über Schiffahrts - und Luftverkehr geprüft werden.

Die Vertreter der deutschen und der ftanzösischen Regierung
sind überzeugt , daß sie hiermit den Grundstein zu einem Werk
des Aufbaues legen. Dieses Werk soll der erste Schritt zu
einer Gemeinschaftsarbeit sein , die ein Gebot der Stunde ist
und an der mitzuwirken alle berufen sind.

Berliner und Pariser Kommentare
Das Kommunique wird in meisten Berliner Blättern aus¬

führlich besprochen .
Die „Boss. Ztg "

, die gleichzeitig die Reden auf der Tagung
der Sparkassen unter dem Motto „Arm, aber ehrlich" be¬
spricht , schreibt , die Arbett in StresemannS Geist geht weiter.

Mit der Beilage: Amtliche Niederschrift über die 59. öffentliche Sitzung der Verhandlungen des Badischen Landtags



Die ruht auf dem festen Grund gesicherter Grenzen und ge¬
sicherter Wahrung . — Die „Germania " glaubt , daß allzu gra¬
mer Optimismus ebenso schädlich wäre , wie jene Stimmen
der Ungläubigkeit, die sich gegenüber allen deutsch-franzöfi-
schen Ausgleichsbestrebungen äußerten . Der „Börsenkurier "
begrüßt die Tatsache, daß der Kreis der Aufgaben des ge¬
mischten Komitees nicht begrenzt werde, also ihre Erweite¬
rung jederzeit möglich sei. — Die „DAZ ." verweist auf Lo-

, carno und Thorh , wo man die gleiche Szene schon vernom¬
men habe. Trotzdem sei das deutsch -französische Verhältnis ,
mit Ausnahme der Räumung des Rheinlandes , einer wirk¬
lichen Befriedung um keinen Schritt nähergekommen. — Der
„Lokalanzeiger" fragt , das ist alles ? Ein Komitee im Sinne
Frankreichs, das sei schlimm . Frankreich sehe, daß es keine
Tribute mehr erhalten werde. Es wolle sich sichern , seine
Goldmacht und die mit ihr verbundene Hegemonie.

*
- WTB - Pari «, 29. Sept . (Tel .) In der Pariser Presse

findet die Schaffung des ständigen Wirtschaftskomitees gute
Aufnahme . Man will die Bedeutung einer derartigen Or¬
ganisation nicht übertreiben , da die politischen Fragen seinem
Aufgabenkreis entzogen sind , aber auch nicht unterschätzen.

Havas Erklärt zum Beispiel, : die Schaffung des Komitees
beweise materiell den Willen beider Nationen zur Zusammen¬
arbeit . — „Petit Parisien " betont, die Berliner Begegnung
sei in einer Atmosphäre verlaufen , die von Stunde zu Stunde
herzlicher geworden sei. — „Petit Journal " sagt, der Besuch
der französischen Minister bei Hindenburg erteile denen eine
Antwort , die behaupten, daß sich seit Versailles nichts geän¬
dert habe.

Die Abreise Lavals und Briauds
WTB , Berlin , 29. Sept . (Priv .-Tel .) Gegen 7 .80 Uhr

früh verließen Laval und Briand das Hotel „Adlon"
. Zu

ihrem Abschied hatten sich Herren des Auswärtigen Amtes
eingefunden. Auf dem Bahnhof Friedrichsstratze erschien
Reichsauhenminister Curtius um halb 8 Uhr. Kurz darauf
fuhren die französischen Gäste vor. Sie warteten vor dem
Bahnhofeingang auf Reichskanzler Brüning . Um 7 .60 Uhr
verließen dann die Franzosen Berlin .

Der Meckleuburg-Strelitzer Auswertungsprozetz
WTB . Rostock , 29. Sept . (Tel .) Im Reichsstreit der Prin¬

zessin Marie zur Lippe , der Prinzessin Militza von Monte¬
negro und der früheren Großherzogin Elisabeth von Mecklen-
burg -Strelitz gegen den Freistaat Mecklenburg-Strelitz wegen
Aufwertung ihrer Abfindungen , hat das Oberlandesgericht zu
Rostock heute das Urteil verkündet, wonach der Freistaat Meck¬
lenburg -Strelitz zu zahlen hat : An die Prinzessin Marie zur
Lippe 161 300 RM ., an die Prinzessin Militza von Montenegro
600000 RM . Bezüglich der Großherzogin wurde der Schieds¬
spruch in Höhe von 1 Million RM . mit 8 Prozent Zinsen seit
dem 16. Juli 1925 für vollstreckbar erklärt .

- - —» —9t tttftg
Reichspräsident von Hindenburg empfing heute, Dienstag¬

vormittag , den Reichskanzler zum Bericht über den Stand der
Arbeiten der Reichsregierung.
■ Nationalsozialistische Mißtrauensvoten - Die nationalsoziali¬
stische Reichstagsfraktiön will beim Wiederzusammentritt des
Reichstages einen Mißtrauensantrag gegen das Kabinett
Brüning und einen besonderen Mihtrauensantrag gegen
Außenminister Or. Curtius einbringen . — Die Kommunisten
zverden Mitztrauensanträge gegen die Regierung Brüning , so¬
wie gegen die Minister Curtius , Stegerwald und Schiele ein-
vringen -

Die Berhandlungen im Ruhrbergba » . Der Reichspräsident
hat für den Tarifkonflikt im Ruhrbergbau eine Notverordnung
erlassen, die dem Schlichter in Westfalen für die Findung eines
Ŝchiedsspruches wieder zwei Beisitzer gibt, wie es schon einmal
im Januar durch Notverordnung geschehen war . Als Beisitzer
fungieren diesmal Regierungspräsident Or. Bergemann -Düs-
seldorf (SPD .) und der Beigeordnete vr . Bragard -Wupper-
tal (Zentr .) .

Ein Regierungspräsident wegen Beleidigung verurteilt . Das
Amtsgericht Halle verurteilte am Montag den Merseburger
Regierungspräsidenten Ernst von Harnack, zu 1VV Ml Geld¬
strafe bzw . zehn Tagen Haft wegen Beleidigung des zweiten
Bundesführers des Stahlhelm , Oberstleutnant a- D . Düster¬
berg . von Harnack hatte im Januar bei einer Versammlung
in Halle zur Bekämpfung des Volksbegehrens Oberstleutnant
Düsterberg als rauhbeinigen Stahlhelmfeldwebel bezeichnet
und ihn mit einem „kleinen Pintscher" verglichen , der dem
Montblanc« (Severing ) gegenüberstehe. Eine Widerklage von
Harnacks wegen weiter zurückliegender Gegenbeleidigungen
Düsterbergs wurde als unzulässig zurückgewiesen .

Lohnabbau bei der Reichsbahn. Die Reichsbahngesellschaft
hat, den Blättern zufolge , im Einvernehmen mit der Reichs¬
regierung den drei vertragsschließenden Organisationen die

4 und 5 des Lohntarifvertrages zum 31 - Oktober gekün¬
digt , um die in der Notverordnung vorgesehen ^ Lohnsenkung
auch bei der Reichsbahn durchzuführen.

StSdt . ^ omevtbarrS ^ arrlsmrbe
„Frauen haben das gern "

Auch auf dem leichten Boden der Konzerthausbühne hat zu
Anfang der neuen Spielzeit eine Erstaufführung erblühen
dürfen . Sie nennt sich „Frauen haben das gern". Das ist
die nicht besonders geschmackvolle Umdeutung eines alten Lust¬
spiels, das früher „Der keusche Lebemann " hieß und von
dem bekannten Autorenpaar Franz Arnold und Ernst Bach
stammte. Vorsichtige Gärtner der modernen Schwank¬
operette wissen indessen , was sie der Lektüre eines erprobten
Textbuches zu verdanken haben, und so verzichten sie lieber
auf ein eigengezüchtetes Gewächs, d. h. sie modeln den be¬
kannten Text eben soweit um, daß er nun auch zu einer
Einlagemusik einigermaßen paßt.

Uber die Handlung kann man deshalb rasch hinweggehen;
sie dürfte älteren Besuchern noch geläufig genug sein , und
Neulingen wollen wir hier nicht die Freude des „ersten" Er¬
lebnisses verderben. Bleibt immerhin ein Wort über die Mu¬
sik zu sagen, die von Walter Kollo herrührt , der jetzt zum
Routinier seines Faches geworden ist, wenn er überhaupt je
etwas anderes war . Nun , es läuft alles auf den eingefah-
rensten Gleisen, und er liefert ebenso gangbare Ware , wie
RideamuS, der ihm Gefangsverfe im üblichen Unfinnsparlando
lieferte . Da sind also knallige Duette mit anschließenden ge¬
hetzten Tanzrhythmen zu hören, nicht gerade als sparsame
Würze tönt das Saxophon in einem Salvnorchester, das un¬
ter dem ununterbrochenen Mitgeplapper des Klaviers ein biß¬
chen leidet, aber angebaute oder gar ausgebaute Finales gibt
es nicht . Das würde nämlich Opernehrgeiz verraten , und
für solche Sachen sind natürlich die Herrschaften keineswegs
empfänglich gestimmt, weder unten im Orchester , noch oben
auf der Bichne , wo zumeist Schauspieler . stehen . :

OfDIttfl uwte twIrCüvtKuiv *

ilm den Rüstungsstillstand
WTB . Genf , 29. Sept . (Tel .) Die 12 . Völker -

b u n ds » r rf a m m tu n g hat »ach etwas mehr als drei¬
wöchiger Dauer heute vormittag ihre Arbeite » been¬
det . Zunächst wurde der Bericht des HaushaltSauSschuffeS
zur Kenntnis genommrn , in dem besonders die Mehran -
f o r d e r » n g e n für den R r u b a u des neuen Bölkerbunds-
gebäudeS stark getadelt « erden. Rach einer kurzen, eindrucks¬
vollen Trauerkundgebung für den verstorbenen polnischen Mi¬
nister S k r i n f k h, der bei der Aufnahme Deutschlands in
den Völkerbund die Bölkerbundsversammlung geleitet hat, be-
fchäfttgte sich dir Versammlung mit dem in einer Rachtsitzung
des Abrüstungsausschusses fertiggestellten Bericht
über das sog . Rüstungsfeier fahr . In einer kurzen
Ansprache verteidigte Lord C e r i l die der Versammlung vor¬
gelegte Resolution.

*
CNB. Genf, 29. Sept . tPriv .-Tel .) Die gestrige Entschlie¬

ßung des Abrüstungsausschusses über den Rüstungsstillstand
stellt einen wesentlichen Fortschritt gegenüber allem dar , was
der Völkerbund bisher auf dem Gebiete der Abrüstung gelei¬
stet oder vielmehr versäumt hat . Während in den bisherigen
Beratungen des Vorbereitungsausschusses Deutschland immer ,
wenn es sich um einen positiven Auftrag handelte , so gut wie
isoliert war , zeigte sich diesmal eine kompakte Abrüstungs -
Mehrheit, der als Hauptopponent nur noch Frankreich mit sei¬
nen Verbündeten und Japan gegenüberstanden.

Als positives Ergebnis muß festgehalten werden, daß aus
Grund der gestrigen Entschließungen kein neues Rüstungspro¬
gramm in Angriff genommen werden und keine Beschleuni¬
gung des Tempos bei der Ausführung der jetzigen Programme
eintreten darf . Diese Verpflichtung ist zunächst nur mora¬
lischer Art. Die Regierungen werden sich aber bis zum 1 . No¬
vember klar darüber zu äußern haben, ob sie diese Verpflich¬
tung anerkennen .

Unbeschadet dieser Gesichtspunkte muß aber festgestellt wer¬
den , daß der Abrüstungsstillstand in der abgeschwächten Form ,
die er in den Kommissionsberatungen schließlich erhalten
wird, an unfruchtbaren Ergebnissen nicht sehr fruchtbar sein
wird . Eine Reihe von Delegationen hat sich außerdem aus¬
drücklich Vorbehalten , daß die normale Durchführung der ge¬
setzlichen Bestimmungen über die Personalstärke , die Unter¬
haltung und Erneuerung des Materials der Land-, See - und
Luftstreitkräfte oder der Befestigungen nicht gegen den Grund¬
satz des Rüstungswaffenstillstandes verstoße.

Die Friedensaktio »
zwischen Nanking « nd Kanton

WTB . London , 29 . Sept - (Tel .) „Times " melden aus Hong¬
kong : Die Friedcnsdelegation der Nanking-Regierung ist hier
eingetroffen und hat eine vorbereitende Konferenz mit der De¬
legatton der Kanton -Truppen abgehalten.

Der Amerikabesnch Lavass- Wie aus Washington verlautet ,
soll beim Besuch Lavals die Abrüstungsfrage den hauptsäch -

; lichsten Gegenstand der Besprechung zwischen Hoover und dem
französischen Ministerpräsidenten bilden. Weder die Schaffung
eines Konsultativpaktes noch die internationale Schuldensrage
dürften von hier aus angeschnitten werden.

Die englische Arbeiterpartei in Opposition. Im Laufe der
. Unterhausdiskussion am Montag über die vorgeschlagenen

Wirtschaftsmaßnahmen wurde ein Antrag der Arbeiterpartei ,
die geplante lOprozentige Kürzung der Unfallentschädigungen
im Bergbau zu streichen , mit 296 gegen 243 Stimmen abge-

; lehnt.
Zollauffchlägc in Italien . Zur Deckung des Defizits im

Staatshaushalt wird die Einfuhr solcher Waren nach Italien ,
die nicht unter die Meistbegünstigungsklausel fallen,

' mit einem
Zollaufschlag von 15 Proz . belegt.

Verlängerung der französischen Kredite an Spanien . Die
; von der Bank von Frankreich der Bank von Spanien gewährten

Kredite in Höhe von neun Millionen Pfund Sterling sind zu
den bisherigen Bedingungen um weiter- drei Monate ver¬
längert worden.

Rußland will Kredit von Amerika. Der Chef der russischen
Handelsdelegation in den USA -, Bogdanow, ist in New Bork
eingetrosfen, er erklärte , daß Rußland von Amerika einen Kre¬
dit von 100 bis 150 Millionen Dollars zu erhalten wünsche .

Weitere Erhöhung der Fahrpreise nach dem Kontinent in
England . Die Southern Railway teilt mit , daß die neuen Raten
für Fahrkarten nach dem Kontinent , die am letzten Mittwoch
in Kraft getreten sind , infolge der weiteren Kursveränderung
des Pfundes nächsten Montag wieder etwas erhöht werden
müssen . _ _

Nach einer Mitteilung des Luftschiffbaues Zeppelin hat der
„Graf Zeppelin" seit seiner Indienststellung , einschließlich sei¬
ner beiden großen Südamerikafahrten , 323 Fahrten ausge¬
führt und dabei in 3309 Stunden 325 912 Flugkilometer zu¬
rückgelegt .

Die Erstausführung brachte dem Konzerthaus einen Riesen¬
erfolg, obwohl viele der besten Auftritte aus der Handlung
wegradiert wurden und auch hier wie im „Weißen Rößl" -Fall
allein eine Art Grotzstadtrevue übrig blieb. Doch über deren
burlesker Possenhaftigkeit vergißt man schnell, was nicht mehr
da ist, dafür gibt es jetzt ausreichenden Ersatz in bezug auf
die Gelenkigkeit der Tanzbeine , und Paul Müller als Fabri¬
kant Seibold oder Alfons Kloeble , der einen fixen Stieglitz
spielt, auch auf diese Weise angekurbelt zu sehen , lohnt schon
drei volle Erheiterungsstunden . In leidlicher Rangordnung
nehmen an der Tanzmaschinerie des weiteren die Damen
Emmy Seibrrlich und Lilli Jank teil, weniger mit ihren un¬
teren Extremitäten , aber desto würdiger sind Marie Genter ,
Hermann Brand und Joachim Ernst beschäftigt , nicht ganz zu
übersehen auch Rellh Rademacher, die als Dienstmädchen
Annuschka mit rötlichem Schopf über die Bretter flitzt .

Als Dirigent amtierte Curt Stern mit der nötigen Kapell¬
meistervirtuosität , frischfröhlicher Regisieur ist Fritz Herz, der
sich wohlweislich bei den Gesangs - und Tanznummern von
Alfons Kloeble Geraten läßt . Kaum zu bändigender Beifall,
der vom Parkett zur Bühne rauscht, ist verdienter Lohn und
garantiert die bei solchem Anlaß hochwillkommene Premieren -
luft . Eine ungestörte Serie von Wiederholungen mag auch
diesem Saisonbeginn — vor stark besuchtem Haus — somit
sicher sein . H. Sch .

Chefredakteur Alfred Scheel, der vor seiner Berufung als
Dozent am Heidelberger Institut für Zeitnngsknnde 1927
lange Jahre die redaktionelle Leitung der Mannheimer „Neuen
Badischen Landeszeitung " innehatte , wird zum 1. Oktober
d . I . aus Gesundheitsrücksichten seine Lehrtätigkeit aufgeben
und in den Ruhestand treten .

Dev Ooldftmr- av-
Snotvden über die ««siUsche Währungspolitik °

Im englischen Unterhaus antwortete am Montag Snowdr»
auf die Frage , ob die Regierung die Zweckmäßigkeit einer
Rückkehr zum Goldstandard erwogen habe, es wäre wohl vex.srüht , eine Erklärung darüber jetzt schon abzugeben, da die
künftige Entwicklung Englands später unter der Einwirkungder dann im Jnlande und im Auslande herrschenden Um¬
stände beschloffen werden müsse . Der Schätzkanzler fügte
hinzu :

„Ich halte es jedoch für richttg, zu wiederholen, daß bi«
Regierung fest entschloffen ist, jede inflationistische Maßnahme
zu vermeide» . Den zeitweiligen Schwankungen sollte . keine
zu große Beachtung geschenkt werden.

" Der zweite Teil der
Frage , der dahin ging, ob zwischen der englischen und den
anderen Regierungen Verhandlungen zur Einberufung einer
internationalen Konferenz für die Fixierung eines internatio ,nalen Währungsstandards geführt würden , wurde von Snow.
den verneint .

Voraussichtliche Einfuhrbeschränkung tu England
Lord Melchett wird in diesen Tagen im Oberhaus unterdem Titel „Einfuhrregelungsgesetz" eine kurze Vorlage . ein.

bringen, durch die die Regierung ermächtigt werden soll, im
Verordnungswege die Einfuhr zu beschränken oder gar zu ver¬
bieten, soweit sich dies mit den bestehenden Handelsverträgenin Einklang bringen läßt . Eine solche Verordnung würde,falls sie nicht die gesetzliche Sanktion durch das Parlament
erhalten würde, eine Gültigkeit von 60 Tagen haben . Man
hofft, daß die Vorlage vielleicht schon heute abend die erste
Lesung passiert.

*
Dänemark hebt unter Fejthaltung am Goldstandard die Gold,

einlösungspflicht bis 30 . November auf und setzt das Deckungs-
Verhältnis von 50 auf 33 % Prozent herab. Finnland erklärt,an der Goldrechnung festhalten zu wollen.

Devboi des Mantthermev
^ZSatkenkveuz-Aannev-

Auf Grund der Verordnung des Reichspräsidenten vom 28.
März 1931 hat der Minister des Innern die in Mannheim
zweimal wöchentlich erscheinende nationalsozialistische Zeitung
„Hakenkreuz-Banner " auf die Dauer von zwei Wochen ver¬
boten. . .

Anlaß zu dem Verbot gab ein Aufruf in Nr . 57 des „Haken-
kreuz -Banner " vom 26. September 1931 mit der Überschrift
„An die deutschbewutzten Schüler ! "

, in dem die Schüler zum
Eintritt in den Nationalsozialistischen Schülerbund trotz der
bestehenden Verbote (§ 6 der Verordnung des Ministeriums
des Kultus und Unterrichts vom 12. Januar 1921) aufgefor¬
dert werden. Hierin ist ein Verstoß gegen die Verordnungen
des Reichspräsidenten vom 28. März 1981 und bom 17.

'
Juli

1931 zu erblicken. . . ;

Absihredsaudrenz des bad. Gesandte«
beim ReithsviriMdenien

Der Reichspräsident empfing am Montag den aus Berlin
scheidenden badischen Gesandten Or. Hanold.

DaS Sthluthseewevk
d»v feiner Vollend««»

Kürzlich erschien in der Presse ein Artikel , „Das Schluchseel
werk vor der Vollendung"

, welcher die Berichte über den gegen¬wärtigen Bauzustand des Schluchseewerks zum Anlaß nimmt,seinerseits die früher gegen das Werk erhobenen Vorwürfe
hinsichrlich seiner Meinung nach noch nicht erfüllten Forde¬
rungen zu wiederholen, dazu schreibt die Schluchfeewerk A.-G.,Freiburg :

In Konferenzen, Versammlungen und Besprechungen, teil¬
weise unter Beteiligung der Regierung , ist weitgehende Aufklä¬
rung gegeben und die erhobenen Beanstandungen sind nach ein¬
gehender Prüfung zurückgewiesen worden. Auf die neuerlichen
Ausführungen des Artikelschreibers würde sich eine Erwiderung
erübrigen, da er unsere sachlichen Feststellungen doch ignoriert ;wir möchten aber für die Öffentlichkeit hier einige kurze Aus¬
führungen geben .

In der Aussprache beim Firmnzministerium wegen der Strom -
preisvervilligung wurde beschlossen, von erüer neutralen Be¬
hörde ein Gutachten über das Ausmaß der Verbilligung - ein¬
zufordern , und mit der Abfassung dieses Gutachtens in gegen¬
seitigem Einverständnis die Badische Wasser - und Straßenbau¬
direktion betraut . Das Gutachten ist erstattet . Auf Grund der
durchgeführten Untersuchungen kommt es zum Ergebnis , datz
die schon früher ' von der Schluchseewerk A .- G . freiwillig einge-
räumte 'Strompreisverbilligung bereits in dem Ausmaß ge¬
währt wurde, die billigerweise verlangt werden kann .

Die Überweisung von Arbeitskräften beim Bau des Schluch¬
seewerks erfolgte über das zuständige Arbeitsamt , das seine
Weisungen von dem Landesarbeitsamt für Südwestdeutschland
erhält . Für die bevorzugte Einstellung von Arbeitern aus dem
näheren und weiteren Bezirk haben wir uns stets eingesetzt und
die ' Behörde hat unserem Ersuchen jeweils weitgehend entspro¬
chen . Bürgermeister von Gemeinden des Hochschwarzwaldes
haben uns wiederholt Anerkennung gezollt , weil viele Erwerbs¬
lose beim Schluchseewerk beschäftigt werden konnten. Wenn
allerdings die Äußerung eines einzigen Kantiniers dazu her¬
hüllen 'muß , daß die einheimischen Arbeiter bei den Schluchsee¬
bauten nicht genügend herücksichtig worden seien , so können
wir die Beurteilung einer solchen Beweisführung ruhig der
Öffentlichkeit überlassen.

Ähnlich liegt es beim Titisee, wo die Wirkung der mit hohen
Kosten durchgeführten Arbeiten zur Verbesserung des Sommer¬
feebildes gar nicht abgewartet, sondern einfach von Verschan¬
delung des Landfchastsbildes gesprochen wird.

Neuere und den modernen Berkehrsanforderungen entspre¬
chende Straßen , bester eingerichtete Ersatzbauten sind erstanden;
weitgehende Wahrung der Belange der Waffernutznießer ist
erfolgt. In den meisten Fällen sind wir weit über das , zu dem
wir verpflichtet waren , hinausgegangen . Über all diese Dinge»
die doch Privaten und der Öffentlichkeit zugute kommen , geh-
der Verfasser, obwohl sie ihm bekannt sein müffen, stillschwei¬
gend hinweg. Selbstverständlich haben wir unberechtigte, oder
weit über das Ziel hinausschiehende Forderungen — solche gw»
es auch — stets abgewiesen , bzw . auf das richtige Maß gebracht .
Wir werden es auch künftig so halten. Deshalb dürfte es e,ne
große Täuschung sein , wenn der Verfaster nunmehr glaubt,
auf dem von ihm eingeschlagenen Wege der Beschuldigung eher
zum Ziele zu kommen .



AuS re« Parleie«
Der Landesverband,Baden - er . DentschnationalenBolkspar -

tei hielt am Sqnntäg in Karlsruhe eine Sitzung dös Landcs -
ddrstcindes ünd' Lanöesäusschuffetz ab. Dckbei referierte u . a.
L«r ' Landtagsabgeordnete Or. Brühler , Freiburg , über den
Stcttnter Parteitag , wobei er die dort gehaltenen Reden Hu-
genbergs in den Mittelpunkt stelltet In einer Entschließung
würde dem Parieivorsitzenden Or Hugenberg uneingeschränktes
Vertrauen ausgesprochen.

Aus der badischen Industrie
Streik bei der Keksfabrik Seelberg in Mannheim . Montag

früh ist das gesamte Personal der Keksfabrik Seelberg in
Mannheim in den Ausstand getreten . Der Streikbeschluß er¬
folgte einmütig.

Die Löhne in der Uhrenindüstrie . Der Verband der Uhren¬
industriellen Hai das am 15. Januar d. I . abgeschloffene Lohn¬
abkommen auf Ende Oktober gekündigt.

Getränkesteuer in Freiburg
In der Freiburger Bürgerausschußsitzung standen am Mon¬

tag 13 Punkte zur Beratung . Von Wichtigkeit waren hierbei
lediglich die Vorlagen über den Fortgang des Baues der
klinischen Krankenhäuser und über die Einführung einer Ge-
meindcgetränkesteuer. Der Kämpf um die Getränkesteuer
wurde Mit außerordentlich großer Leidenschaft geführt , wobei
die Wellen der Erregung oft in die dicht gedrängten Zu-
schauettribünen schlugen, ' so daß der Oberbürgermeister sich
mehrmals genötigt sah , mit der Räumung der Tribünen zN
drohen .

Da der Stadt durch die erhöhten Fürsorgeleistungen , ferner
durch den Rückgang der Steuerüberweisungen von Reich und
Ländern und durch die Neubelastung der Stadt durch das
badische Notgesetz ein ungedecktes Defizit von 861 000 RM .
erwachsen sei, müsse die Stadtverwaltung , so führte der Ober¬
bürgermeister aus , alle ihr steuerrechtlich zu Gebote stehenden
Hilfsmittel ausschöpfen, wenn sie in den Genuß der Mittel
des Ausgleichsfonds von Reich und Ländern gelangen wolle .
Die Gegner der Gemeindegetränkesteuer führten als Gründe
ihrer ablehnenden Haltung an , daß die Stadt wohl noch an¬
dere Mittel besitze, um das Defizit zu decken.

Erst in den späten Abendstunden fiel die Entscheidung über
die Steuer . Sie wurde in namentlicher Abstimmung mit 50
gegen 41 Stimmen angenommen . Somit wird ab 1. Oktober
1931 von Wein , weinähnlichen und weinhaltigen Getränken ,
Schaumwein, schaumweinahnlichen Getränken , Trinkbrannt¬
wein . Mineralwasser , künstlich bereiteten Getränken , sowie
von Kakao , Kaffee, Tee und anderen Auszügen aus pflanz¬
lichen Stoffen zum Verzehr an Ort und Stelle eine Steuer
von 10 Prozent des Kleinhandelspreises erhoben. Die übri¬
gen Äeratungspunkte fanden gleichfalls Annahme . Durch die
Annahme der Gemeindegetränkesteuer ist die Stadt vor dem
Eingriff der Staatsaufsi chtsbehörde bewahrt geblieben.

Zu dem Konflikt in Zell i . W. und den Bericht über das
vom Bürgerausschuß gegen Bürgermeister Walz angenom¬
mene Mißtrauensvotum wird vom Rechtsvertreter von Bür¬
germeister Walz in einer Zuschrift an uns festgestellt / daß
zwischen dem jetzigen Bürgerausschuß und Herrn Bürgermei¬
ster Walz über die Auslegung und Tragweite des bestehen¬
den Dienstvertrages , entgegen einer zwanzigjährigen Übung,
Meinungsverschiedenheiten ausgebrochen sind , die Gegenstand
eines Zivilrechtsstreits werden sollten. Eine Rüge ist Herrn
Bürgermeister Walz nicht erteilt worden. Der von den ver¬
einigten Rechtsparteien 'und der Gemeindewirtfchaftlichen Ver¬
einigung gestellte Antrag , gegen Bürgermeister Walz „wegen
Verletzung der ihm obliegenden Dienstpflichten und wegen
seines unwürdigen , seine öffentliche Stellung gefährdenden
Verhaltens ein Disziplinarverfahren einzuleiten "

, wurde sei¬
tens der zuständigem Behörde abgelehnt ; die Hierwegen ein¬
gelegte Beschwerde als unbegründet verworfen . Über die
Auslegung des zwischen der Stadt Zell und Bürgermeister
Wälz bestehenden Dienstvertrages hat , nachdem endlich die
Gemeinde die längst in Aussicht gestellte Klage erhoben hat ,
ausschließlich der Zivilrichter zu entscheiden . Aus alle die
bisher erschienenen unrichtigen und entstellenden Preffeäutze-
rungen hat Herr Bürgermeister Walz im Interesse des Ge-
mcindefriedens geschwiegen und wird auch , solange der Rechts¬
streit schwebt, sich auf keinerlei Pressepolemik einWen .

Aus dev Landeshauptstadt
vr . Wirth und Severing kommen nicht . Wie der „Volks -

freund" meldet, haben die , Minister Or. Wirth und Severing
ihre in Mannheim und Karlsruhe angekündigte Versamm¬
lung abgesagt.

Die Oberrhein -Kraftwafferstraße im Rundfunk . Am Frei¬
tag . den 2. Oktober 1931 , wind Herr Oberbaurat Lutz (Kon¬
stanz ) im Auftrag des Rhcinschisfahrtsvcrbands Konstanz um
18.40 Uhr im Süddeutschen Rundfunk über die „Oberrhem -
Kraftwafferstraße" sprechen , worauf wir besonders aufmerk¬
sam machen .

Schwarzwald-Gelände -Znverläffigkeitsfahrt des DRAC . An
der vom Präsidium und der Reichssportleitung des Deutschen
Reichs -Auto-Clubs (DRAC . ) am Sonntag veranstalteten
Schwarzwald-Gelände -Zuverlässigkeitssahrt nahmen msgesamt
50 Fahrzeuge . 24 Kraftwagen und 26 Motorräder teil . In
der Klasse der Motorräder fuhr zum erstenmal ein Einspur -
und ein Ardieteam mit. Infolge der ungünstigen wirtschaft¬
lichen Lage waren aus der Sternfahrt nach Karlsruhe — dem
Start und Ziel der Prüfung — nur wenige Mitglieder aus
dem Reiche gekommen , so daß der Wettbewerb mehr eine An¬
gelegenheit der südwestdeutschen Ortsgruppen wurde. Die
Fahrt ging über eine Strecke von etwa 200 Kilometern und
auf Bergstraßen bis zu Höhenlagen von 1200 Metern ü . d . M.
von statten. Den einzelnen Wagen- und Motorradklassen war
eine Durchschnittsgeschwindigkeit von 35—45 Stundenkilo¬
metern vorgeschrieben , die durch eine offizielle Kontroll¬
stelle in Bad Sulzbach und vier geheime Stoppstellen , in
Gaggenau, Klosterschenke bei Baden -Baden , Schönmünzach und
Marxzell, geprüft wurde . Trotz der recht erheblichen Anfor¬
derungen an Führer und -Fahrzeug , kamen die im Abstand von
L Minuten gestarteten Maschinen gut über die Strecke . Ge¬
genüber dem Vorjahr zeigen die Ergebnisse sehr beachtliche
Besserungen . Wesentlich trug dazu bei die gute Beschaffen¬
heit fast aller Straßen und das überaus günstige Herbstwet¬
ter. Fast ein Drittel aller Fahrer kam an die höchste Plus¬
punktzahl heran , was auch für die Leistungsfähigkeit der stark
vertretenen kleinen Wagenklasse spricht .

Das Schwurgericht Karlsruhe tritt am 12 . Oktober zu einer
neuen Tagung zusammen. Unter Anklage stehen wegen
Körperverletzung der Glaser Christian I . Remschmidt aus
Büchig (bei Karlsruhe ) ; wegen vorsätzlicher Brandstiftung der
Sägewerksöesitzer Adolf Zeller aus Eschenau und der Kauf¬
mann Richard Linder aus Hagsfeld , wegen Meineid der Me¬
chaniker HerM 'änn Wächter aus Liebolsheim. der Händler Hein¬
rich Zipfe und der Schreiner Artur Zipse aus Hochstetten und
Ivegen Abtreibung und Beihilfe die Hebamme Anna M - Auers -
tvald aus Siebenlehn .

überklrtte Plakat«. In der- Nacht zum Dienstag wurden
Persammlnngsplakate der NSDAP . ' von unbekannten Tätern
mit Handzetteln beteidigerchen - Inhalts überklebt.

Eoloffeum-Theater . Wie uns die Direktion mitteilt , ist
eine Verlängerung des zur Heit gastierenden Fritz- Weber-
Ensembles infolge anderweitiger Verpflichtungen nicht , mög¬
lich. Es ist jedoch der Direktion gelungen, ab 1 . Oktober die
berühmte Peltini -Ausstattungs - Revue „Liebe mich" für ein
14tägiges Gastspiel nach hier zu verpflichten . Gleich vorweg
sei gesagt, daß die Hauptdarsteller zwei alte Bekannte sind :
Hertha Löwe , die singende Nachtjgall, bestens bekannt aus den
Revuen „Freut Euch des Lebens" und „Komm zu mir "

, so¬
wie Max Peltini , ebenfalls bekannt durch seine letzte Revue
„Es ist was los". 32 Bilder mit 40 Mitwirkenden werden an
Ihren Augen vorüberziehen, über 300 Kostüme sowie origi¬
nelle Dekorationen, alles aus den ersten Ateliers stammend,
geben Ihnen eine besondere Augenweide und die 12 Peltini «
Girls sollen zum Schluffe auch nicht vergessen sein . Am
Dirigentenpult steht der Komponist dieser Revue, Erich Zieg¬
ler, persönlich, um die verstärkte Colosseumkapelle zu leiten.
In allen Großstädten bildete diese Revue stets das Tages¬
gespräch . Die Eintrittspreise sind nicht exhöht und sind
Sonntag nachmittags bei ungekürztem Abendprogramm er¬
mäßigt . Vorverkauf in den Zigarrenhäusern Mehle (Markt¬
platz und Waldstrahe 34 ) ,

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte Karlsruhe
vom Dienstagmorgen : Die ostdeutsche Randstörung hat sich
unter starkem Energieverlust nach Polen verlagert , gleichzeitig
ist der hohe Druck über England von einer bei Island ziehen¬
den Zyklone etwas nach Süden gedrängt worden und hat wer¬
ter an Mächtigkeit verloren . Es wird aber einsttveilen unsere
Witterung bestimmen , da die atlantischen Depressionen im
Norden vorüberziehen. Boraussage : Zeitweise heiter , trocken
und um Mittag mild, verbreitete Nebelbildungen, in Aufkla-
rungsgebieten Nachtfrostgefahr, schwache Luftbewegung.

Wafferstände: Waldshut 284 minus 2 , Basel 9l minus 6,
Schusterinsel 152 plus 2, Rheinweiler 088 plus 1 , Kehl 300
minus 6 , Maxau 470 minus 7, Mannheim 372 minus 8, Caub
über 200 Zentimeter .

Karbvtibteuaus Baden
Der Überfall auf den Mannheimer Gelbbriefträger vor Gericht

Mannheim , 28. Sept . Große Erregung ging am 8. Mai
d. I . durch die ganze Einwohnerschaft, als bekannt wurde,
daß der Geldbriefträger , der 69 Jahre alte Oberpostschaffner
Richard Gehrig überfallen» nicht unerheblich verletzt und um
3000 RM . beraubt worden war . Die Räuber erfreuten sich
nicht lange ihres Besitzes . Der eigentliche Arrangeur des
Überfalles, der 1910 in Berlin geborene, ledige Zimmermann
Erich Gustav Kaspar, war nach Holland geflohen. Er wurde
dort am 13. Mai verhaftet und ausgeliefert . Die Verhaftung
des 1908 in Stratzburg geborenen, ledigen Kunstschülers
Camille Schwarz erfolgte am 21 . Mai , jene des 1909 in
Karlsruhe geborenen, ledigen Kunstschülers Adolf Heck am
18. Mai . Diese beiden waren Schüler der Kunstakademie
Karlsruhe . Die Idee , sich durch einen Überfall Geld zu ver¬
schaffen , soll in den abenteuerlichen jungen Köpfen durch die
in Zeitungen berichtete Beraubung des Geldbriefträgers
Reins in Berlin gereift sein . Bei der Verhaftung der Ange¬
klagten wurden bei Kaspar noch 400 RM . und 47 holl . Gulden ,
bei Schwarz 379 RM ., bei Heck 430 RM . vorgefunden. Ka¬
spar und Schwarz sind keine unschuldigen Jünglinge . Er -
sterer ist wegen Körperverletzung schon vorbestraft. Heck hatte
monatlich etwa 70—80 RM . zu seinem Unterhalt . Schwarz,
der schon in der Jllenau war , ist seinen Eltern über den Kopf
gewachsen und eine ungebärdige Natur . Auch bei ihm war
keine eigentliche Not vorhanden. Kaspar hatte 6 RM . Für -
sorgeunterstützung und verdiente hie und da als Modell an
der Landeskunstschulein Karlsruhe . Bei ihm kann man eher
von Not sprechen . In dem Prozeß wurde am Montagabend
das Urteil verkündet. Die Angeklagten Schwarz und Kaspar
erhielten je 5 Jahre I Monat Zuchthaus, Heck, als der weni¬
ger Beteiligte , 3 Jahre 7 Monate Gefängnis .

DZ . Mannheim , 28. Sept . Im Alter von 64 Jahren ver¬
starb in der Nacht zum Montag Direktor Karl Hafter , Vor¬
standsmitglied des Vereins Deutscher Olfabriken. Er wirkte
seit 1897 an diesem Unternehmen und ist ein gebürtiger
Mannheimer . Ehrenamtlich hat der Verstorbene lange Jahre
hindurch die Geschäfte eines Schweizer Konsuls geführt . In
katholischen Kreisen Mannheims war er als Wohltäter sehr
geschätzt.

bld . Heidelberg , 28 . Sept . Verhandlungen vor dem Landes¬
schlichter in Karlsruhe wegen des Lohnstreites der Heidel¬
berger Straßenbahner hatten das Ergebnis , daß der derzeitige
Lohn vom 1. bis 30 . September um 5 Prozent und vom 1 . Ok¬
tober bis 31 . Dezember 1931 um 6 Prozent gekürzt wird.
Durch eine Protokollerklärung des Vertreters der Arbeitgeoer
wurden die gegenüber 320 Straßenbahnern ausgesprochenen
Kündigungen zurückgenommen .

DZ . - Bühl , 28. Sept . Am gestrigen Sonntag hat bei präch¬
tigem Herbstwetter die Einweihung des Denkmals stattgefun¬
den , das die Stadtgemeinde Bühl auf dem Kirchplatze ihren
gefallenen Heldensöhnen, 113 an der Zahl , errichtet hat . Das
Städtchen war reich beflaggt. Nach feierliche » Gedächtnis- -

gottesdiensten am Vormittag folgte in den Nachmittagsstunden
die Enthüllung des Denkmals, das einen sterbenden Krieger
auf mächtigem Granitblock darstellt, entworfen von Bildhauer
Trippel und ausgeführt von den Schwarzwälder Granitwerken
E. Kiedrrle in Bühl . Bürgermeister vr . Grüninger übernahm
das Denkmal in die Obhut der Stadt und feierte das An¬
denken der gefallenen Krieger.

bld . Singen a. H ., 29. Sept . Seit Jahrzehnten hatte der
Hegau keine solche Obstrekordernte zu verzeichnen gehabt wie
in diesem Jahre . So groß die Ernte , so schwierig gestaltet sich
aber auch der Absatz. Mostobst geht zu niedrigen Preisen noch
am raschesten ab. Schlecht sortiertes Tafelobst findet keinen
Käufer . Solches Obst muß heuer durch die Obstmühle wan¬
dern . Mancherorts treten die Obstbauvereine als Käufer auf .

Handel urrd LMvtsibast
Devisennotierungen der Reichsbank

«Amtlich )
29. e <t>t«mS« 28 . 8 -ptembir

Cd* » ritt Cd * 8tkt

Amsterdam 100 G. — — 169 .83 170 .17
Kopenhagen 100 Kr . ' — — 92 .41 92 .59
Italien . . 100 L. 21 .23 21 .27 21,73 21 .77
London . 1 Pfd . 16 .38 16 .42 15 .98 16.02
Rew-York . 1 . D. — - . — —

Paris . . . 100 Fr . — — 16 .68 . 16.72
Schweiz . . 100 Fr . 82 .32 82 .48 — —

Wien 100 Schilling — — 59 .16 59 .28
Prag . . . . 100 Kr- — — — —

Die Wertpapierbörsen bis aus weiteres .geschloffen. De«
Berliner Börsenvorstand lag am- Montag ein Erlaß des pren»
hischen Ministers für Handel und Gewerbe vox, in welche«
dieser im Einvernehmen mit der Reichsregiernng und b

'eai
Reichsbankpräsidenten es ans dringenden allgemeinen Inter¬
essen für notwendig erklärt , die Börsenversammlungen bis auf
weiteres ausfallen zu laffen. Der Börsenvorstanü hat diesem-
Ersuchen entsprochen, aber dem dringenden Wunsche Ausdruck
gegeben , daß dem Bedürfnis der Wirtschaft nach baldige»
Fortsetzung des amtlichen Börsenverkehrs Rechnung getragen
wird, und daß alles geschieht, um ans eine schleunige Beseiti»
gung der jetzt der Abhaltung von . Börsenversammlungen etwa,
entgegenstehenden Gründe hinzuwirken. Die Feststellung der
Devisenkurse erfolgt in der Reichsbank .

Die Pfund - und Goldbasis. Die rumänischen Produkten¬
börsen haben erklärt , Kontrakte über Getreidelieferungen auf
Pfundbasis nicht bedingungslos erfüllen zu wollen und ver¬
langen die Goldbasis, während sich die auf dem Balkan durch
Zweigniederlassungen vertretenen internationalen Getreide»,
exportfirmen diesen Standpunkt nicht zu eigen gemacht haben.
In den Kreisen der Vorstände der deutschen Produktenbörsen
herrscht die Auffassung vor, daß von Fall zu Fall die Ent »
scheidung den kontraktgemäß vereinbarten Schiedsgerichten zu
überlassen sei. — Die Vereinigung der Holländischen Er ».
Porteure beschloß, den englischen Abnehmern mitzuteilen, daß
sie sich mit einer Bezahlung ihrer Lieferungen nach England
zum gegenwärtigen Hfundkurs nicht zufrieden geben können .
Sie stünden vielmehr auf dem Standpunkt , daß die laufenden
Kontrakte noch zum Goldkurs abgeschlossen - seien .

Beihilfe an die Makler. Nach langen und schwierigen Ver¬
handlungen haben die Reichsregiexung und die preußische
Staatsregierung den Anträgen zur Unterstützung der freien
Makler stattgegeben, und zwar stellen ' das Reich 50 000 JM
für die Börsen im Reich und Preußen 50 000 JM für die
preußischen Börsen zur Verfügung . In Anbetracht der Tat »'
sache, daß an der Berliner Börse naturgemäß die größte Zahl
der Makler tätig ist , dürfte der Hauptanteil der Beihilfe Ber¬
lin zugute kommen.

Großkraftwerk Mannheim AG. Dieses gemischtwirtschaft¬
liche Werk (Stadt Mannheim , Badenwerk, Neckar AG ., Pfalz -
werke ) berichtet über einen Absatzrückgang um 18 Proz . auf
181 (210) Mill . Kilowattstunden ; die - Eigenerzeugung sank
noch stärker auf 123 ( 189) Mill . Kilowattstunden, d . h . um
etwa ein Drittel , dies jedoch nur infolge schwebender Ver¬
pflichtungen zur Übernahme von größeren Wasserkraftstrom¬
mengen . Das Betriebsergebnis ist Ende März 1931 zwar
brutto auf 2,14 ( 1,81 ) Mill . gestiegen , doch erforderten ver¬
stärkte Zuweisungen an den Erneuerungsfonds diesmal 1,04
(0,78 ) , so daß er jetzt auf 4,97 (8,93 ) Mill . steigt . Nach Ab¬
zug von 0,72 (0,69 ) Zinsaufwendungen verbleibt ein Rein¬
gewinn von 0,39 (0,37) Mill ., aus dem aus die 5,91 Mill . ein¬
gezahlten Stammaktien 6 (7) Proz . Dividende entfallen . Die
150000 RM . Vorzugsaktien A und die 36 000 RM . Vorzugs¬
aktien B erhalten wieder 10 und 15 Proz .

Schnellpreffenfabrik AG. Heidelberg. Kapitaltransaktion .
Wie das „Heidelb. Tagebl .

" erfährt , beabsichtigt die Banken¬
gruppe, die schon an der Konsolidierung des Richard -Kahn»
Konzerns maßgebend beteiligt gewesen war , auch an der. Hei¬
delberger Schnellpressenfabrik AG. Interesse zu nehmen. Da
die Transaktion noch im Gange ist, können Einzelheiten noch
nicht veröffentlicht werden.

Frachtnachlaß für Obstversand. Um großen Schichten der
Bevölkerung bei der diesjährigen guten Obsternte Gelegenheit
zu geben, sich für den kommenden Winter reichlich mit Obst
zu versorgen , und sich dadurch eine gewisse Erleichterung in
der Lebenshaltung zu verschaffen , gewährt die Deutsche
Reichsbahngesellschaft vom 1 . Oktober bis 80. November 1931-
für den Stückgutversand von frischen Äpfeln , Birnen und
Pflaumen (Zwetschgen ) einen Frachtnachlatz , der in den
hauptsächlich für diesen Versand in Frage kommenden Ent »
fernungen und Gewichtsmengen ungefähr 30 Proz . beträgt . :

Diskonterhöhungen. Die Niederländische Bank hat den)
Diskont von 2 auf 3 Prozent erhöht . Der Satz von
2 Prozent war seit 16. Mai 1931 in Geltung. — Der Diskont» !
satz der Bank von Irland ist von 5 *4 auf 6 *4 Prozent erhöht
worden. — De Nationalbank von Bulgarien hat mit Wirkung
von heute ab den Diskontsatz von 8 *4 auf 9 *4 Prozent erhöht. ^

Zahlnngsbeschränkung der Schweizerischen Bolksbank . Die
Schweizerische Volksbank mit dem Sitz in Bern , die in de»
ganzen Schweiz Zweigstellen besitzt, hat am Montag für di ».
Zweigstelle Zürich die kündigungslose Auszahlung von Spar -
kaflenguthaben bis zu 800 Franken beschränkt. In einer Er -
klärung wird betont : Trotz gewisser Verluste, die heute alle
Banken erleiden mögen, dürfen alle der Bank anvertrauten !
Gelder als gesichert angesehen werden . Gewisse Einschrän- '
kungen in der Auszahlung mühten vorgenommen werden,,
um den Auswirkungen gewisser unkontrollierbarer Gerüchte
zu begegnen.

Zahlungseinstellung einer französischen Bank . Das Comp¬
toir d'Escompte in Reims , auch Banque Chapuis genannt, hat !
gestern seine Zahlungen eingestellt. Die 1850 gegründete Bank,
spielte in der Gegend von Reims eine wichtige Rolle . Die
Zahlungseinstellung hat große Erregung ausgelöst .

Staatsanreigev
Bekanntmachung

Bekämpfung politischer Ausschrei¬
tungen.

Auf Grund des 8 12 in Verbindung mit 8 1 Abs. 1 Ziffer 2 >
der Verordnung des Herrn Reichspräsidentenzur Bekämpfung;
politischer Ausschreitungen vom 28. März 1931 (Reichsgesetz- !
blatt I Seite 79) und 8 2 der Zweiten Verordnung des Herrn )
Reichspräsidenten vom 10- August 1931 (Reichsgesetzblatt Is
Seite 436 ) wird die in Mannheim erscheinende Zeitung „Ha¬
kenkreuz -Banner " mit Wirkung vom Heutigen aus die Dane»
von 2 Wochen verboten.

Das Verbot umfaßt auch die in demselben Verlag erschei¬
nenden Kopfblätter der Zeitung , sowie jede angeblich neue
Druckschrift , die sich sachlich als die alte darstellt oder als ihr
Ersatz anzusehen ist.

Karlsruhe , den 29 . September 1931 .
Der Minister drS Innern

Maier
_ _ k _

vevsouellev Teil
Ernennungen, Versetzungen. Zurruhesetzungen üsw.

der planmäßigen Beamien
' " Aus dem Bereich des Finanzministeriums :

Zur Rnde gesetzt wegen leidender Gesundheit :
Finanzinspektor Franz Becker, bei der Landeshauptkaffe .
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dev « vavkommisfto«

übe» die badtttbe Staatb »e»watt««g
(Schluß)

Dem Abschnitt IV — Justizverwaltung — sind einige all¬
gemeine , Bemerkungen vorausgeschickt , die neben der nackten
Gegenüberstellung der Verhältniffe dieser Verwaltung in
Württemberg und Baden auch die Betrachtung der Justiz¬
verwaltung in anderen Ländern fordern . Auch wird auf die
Denkschrift über den Stand der Staatsdienstvereinfachung
der badischen Justizverwaltung — JLst .Bl . 1928 Nr . 13 —
verwiesen. Der Zuschußbedarf auf den Kopf der Bevölkerung
ist in Baden mit 16,5 v . H . der geringste in Deutschland, es
folgen Heffen mit 19,8 v. H., Württemberg mit 31.2 v. H.,
Preußen mit 67,3 v . H . und Bayern mit 82,3 v . H., Zahlen¬
verhältnisse, die in der Sitzung des Badischen Landtags vom
80. Januar 1930 dem Abg . vr Eggler (Zentr .) die Feststel¬
lung nahelegten, man könne aus diesen Zahlen ersehen, daß
die badische Justizverwaltung bemüht gewesen sei , überall
einzusparen , und es werde die Sparkommission hier nicht mehr
viel zum Einsparen finden.

Neben dem Ansteigen der anhängig gewordenen Fälle in
der streitigen bürgerlichen Rechtspflege ( 149 938 im Jahr 1930
gegen 90 064 im Jahr 1918 ), fielen den Rechtspflegeorganen
eine Reihe neuerer Geschäfte zu, so das gesamte Fürsorge -
ErziehungSwesen, die Geschäfte des Justizkassendienstes, die
Miet - und Pachtschutzsachen , Vergleichsverfahren zur Abwen¬
dung von Konkursen, das Aufwertungsverfahren und die Ge¬
schäfte des Arbeitsgerichts . Die Zahl der Beamten des geho¬
benen mittleren Dienstes hat sich trotz dieser Geschäftsver¬
mehrung von 691 im Jahr 1914/15 auf 572 im Jahr 1930/31
vermindert . Eine Aufblähung dieses Beamtenkörpers hat dem¬
nach nicht stattzefunden.

Auf die einzelnen Sparten des Justizdienstes eingehend,
stellt die Denkschrift weiter fest :

Justizministerium :
Die Beamten des Rechnungsamts haben teilweise größere

Aufgabengebiete, als die der württembergischen Zentralver¬
waltung . Ob der Regierung mit Beamten der Eingangsstufe
gedient ist , wird bezweifelt ; vielfach bestehe auch Abneigung
gegen die Beschäftigung in der Zentrale , die nur durch höhere
Einstufung sich ausgleichen lasse . Die Diensterfordernisse der
vorbildlichen badischen Registratur seien erheblicher als bei
der württembergischen Leseblätterregistratur und setzten beson¬
dere fachliche Vorbildung voraus ; mechanische Registratur -
arbeiten würden von den Beamten des gehobenen mittleren
Dienstes nicht wahrgenommen . Deshalb wird die von der
Sparkommission vorgeschlagene Verschlechterung ln der Ein¬
stufung zur Personalverminderung abgelehnt.

Gerichte «nd Staatsanwaltschaften :
Hier wendet sich die Denkschrift gegen die in Aussicht ge¬

nommene Verringerung der Beamtenstelle« des geh . mittleren
Dienstes im Hinblick auf die bestehende starke Überlastung
und weiter mit Rücksicht auf die gebotene Rachwuchsreserve
an eingearbeiteten Rechtspflegern für die Jahre des stärkeren
Abgangs .

Der Aufhebung von Amtsgerichten
wird widersprochen, weil die etwa möglichen kleinen Erspar¬
nisse in gar keinem Verhältnis stehen zu den der Bevölkerung
erwachsenden Unannehmlichkeiten, Mehrausgaben und Schä¬
den.

Auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit
werden von der Sparkommission beachtenswerte Reformvor¬
schläge gemacht , die aber den letzten Schritt nicht tun . Da bei
den Aufgaben der Vormundschaftsgerichte, der Notariate und
Grundbuchämter die wissenschaftliche Sachbearbeitung verhält¬
nismäßig selten sei, erstrebt die Denkschrift in stärkerem Grad
die Übertragung von Aufgaben dieser Dienste an den Rechts¬
pfleger (des geh . mittleren Dienstes ) zur selbständigen Erle¬
digung.

Zu der Besetzung der Straf - und der Fürsorgeerzkehnugs -
anstalten wird bemerkt, die Einstufung der Verwalter sei durch
deren Aufgabe berechtigt, weil gerade in Zeiten , bei denen es
auf den Sparerfolg ankommt, die wirtschaftliche Leitung , da
von besonderer Bedeutung , in den Händen von Beamten liegen
müsse, die umfassende Kenntnisse aller Verhältniffe in der Ar¬
beitsweise und auf dem Markt besäßen und aus den Gewerbe¬
betrieben der Anstalten den größtmöglichen Ertrag herauszu¬
wirtschaften verständen.

Geschäftsbereich des Ministeriums des Kultus «nd Unterrichts.
Ministerium

Die großen Vorzüge der zentralistischen Verwaltung in Ba¬
den, die eine sparsame und zweckentsprechende Verwendung
der Staatsmittel und einen gerechten Ausgleich innerhalb der
Einzelinstitute der Ministerien garantiert , sollten nicht ohne
Rot und um einer geringen Ersparnis willen preisgegeben
werden . Manche Vorschläge beruhen auch auf einer zu gerin¬
gen Beachtung der Verschiedenheit der Aufgabengebiete ge¬
rade bezüglich der staatlichen Schulanstalten , der Regelung und
Abwicklung oer Schullastenverteilung , der Verwaltung der
Kolksschulvermögen und Stiftungen in den Ländern Baden
und Württemberg .

Eine in Württemberg auch nicht in nur annähernd ver¬
gleichbarem Umfang vorkommende Arbeit — die Verwaltung
der Vermögen der Staatsschulanstalten , Schul- und Stipendien¬
stiftungen , die Aufsicht über die Volksschulpfründevermögen
und Abrechnung ihrer Erträgnisse — , beschäftigt beispielsweise
2—3 Beamte des geh . mittleren Dienstes in Baden vollständig;
hierher zu rechnen ist auch die Verwaltung des großen Gebäu-
oebesitzes der Unterrichtsverwaltung .

Bezüglich der gewerblichen Fortbikdungsschullehrer kann die
Denkschrift den Vorschlägen der Sparkommission ebensowenigwie bei den Fachschulen — Schnitzerei- u . Uhrmacherschule —
nicht folgen, gegen die Beschäftigung von Fachlehrern statt von
Beamten , im Angestelltenverhältnis nimmt sie entschiedene
Stellung .

In Sachen der Universitätsverwaltung wird daran erinnert ,
daß die badische Verwaltung schon immer die Besetzung der
Kerwaltungsämter durch einen akademischen Beamten als un¬

nötig erachtet hat . Die allgemeinen Rechtsverhältnisse, mit de¬
nen die leitenden Beamten der Verwaltung befaßt werden,würden von den geh . mittleren Beamten durchaus beherrscht ,und wenn es sich um schwierigere, rechUiche Fragen handelt,
so entscheide darüber der akademische Senat mit seinen der
juristischen Fakultät angehörigen Mitgliedern . Anlaß zur Än¬
derung der bestehenden bewährten und auf langjähriger Tra¬
dition beruhenden Einrichtungen liege deshalb nicht vor.

Anlangend bei der Landesbibliotbek könne man vielleicht zu¬
geben, daß in der Anschaffung juristischer Fachliteratur künftig
vorsichtiger vorgegangen werden sollte, im übrigen müsse die
Übertragung der von ihr erfüllten Aufgabe an die völlig anders
gearteten Hochschulbibliotheken als nicht möglich bezeichnetwerden.

Die Vorschläge der Kommission über den Rechnungshof be¬
wegen sich in der Richtung auf Wegfall von Stellen und auf
Rückstufung von Beamtenstellen . In Zeiten des wirtschaftlichen
Rückgangs und der Unsicherheit , die Unterschlagungen und Ver¬
untreuungen besonders begünstigen, ist ein zuverlässiges Prü¬
fungspersonal von besonderer Notwendigkeit, das der Stellungdes unabhängigen Rechnungshofs auch entsprechend eingestuft
sein muß , wie dies im Gehaltstarif der Vorkriegszeit der Fallwar . Nachdem schon bisher durch den Zuwachs von Prüfungs¬
geschäften gegen früher (Justiz -, Polizei -, Bezirksamtskaflen ,
Wirtschaftsfonds, Wohnungsfürsorge , Landwirtschaftskammer,Institut für Zeitungswesen , Bürgschaftsstock , orthopädische Kli¬
nik ) der Rechnungshof selbst wiederholt in seinen Denkschriftendie Vermehrung seines Personals zu beantragen Anlaß hatteund erst neuerdings im Landtag der Abg . Föhr darauf hinwies,wie notwendig es sei, daß auch der richtige Vollzug der neuen
Sparmaßnahmen vom Rechnungshof gehörig überwacht werde
(amtlicher Bericht über die 57. Sitzung Sp . 3021 ) , auch seine
Mitwirkung bei der Ausarbeitung neuer Gesetzentwürfe in
letzter Zeit mehr denn früher in Anspruch genommen wird,
muß die Verringerung des Prüfungspersonals über kurz oder
lang Schwierigkeiten bereiten .

Im letzten (VII .) Abschnitt steht die Fiuanzverwaltung zurKritik . Wenn zwar das badische Finanzministerium mehr und
zum Teil umfangreichere Arbeitsgebiete aufweist als das würt -
tembergische , so ist die Zahl seiner Referenten gleichwohl ge¬
ringer als die Württembergs ; dies ist möglich , weil geh . mitt¬
lere Arbeitskräfte in Baden in stärkerem Umfang in die Tä¬
tigkeit des Ministeriums eingeschoben sind . Das Rechnuugsamt
bearbeitet nicht nur Rechnungssachen, sondern auch Sekreta¬
riatsarbeiten , die ftüher von Akademikern besorgt wurden ; auchder Kaffenprüfungsbeamte (früher akademischer Finanzinspek¬tor ) wird aus den Reihen der geh . mittleren Beamten gestellt .Die Geschäftsaufgaben des Rechnungsamts sind derart umfang¬
reich, daß entsprechend der Zuteilung von Referenten Arbeits¬
teilungen vorgenommen werden mußten . Eine Verminderungver Arbeitskräfte ohne Verringerung der Geschäftsaufgaben
ist unmöglich, weshalb die Denkschrift dem Abbau von Stellen
beim Rechnungsamt widerspricht.

Die Denkschrift wendet sich sodann auch gegen die Herab¬
stufung mit dem Hinweis , daß solange die akademischen Beam¬
ten beim Finanzministerium in den höchsten Stufen für höhereBeamte , nämlich in Al und A2a , verbleiben, und die Ober¬
finanzräte in A 2a zum Teil mit Stellenzulagen von 800 JM
bedacht sind , solange müssen gerechterweise die Sachbearbeiter
in den höchst erreichbaren Stufen für gehobene mittlere Be¬
amte in A2d und A3b verbleiben.

Für den Bereich der Domänenverwaltung wird festgestellt ,
daß die Besetzung eines Teils der Borstandsstellen bei den Do¬
mänenämtern auch der Sparkommission erstrebenswert er¬
scheint .

Auch beim Geschäftsbereich der Wasser - «nd Straßenbau¬
direktion hat die Sparkommission Stellenaufhebungen und Tie¬
fenstufungen von Stellen des geh . mittleren Dienstes Vorschlä¬
gen zu sollen geglaubt , obgleich die Einstufung dieser Stellen
in den letzten Jahren geradezu in stiefmütterlicher Weise er¬
folgt ist . Zur Bewältigung der umfangreichen Arbeiten dieses
Geschäftsgebietes, das die Denkschrift ausführlich umschreibt,
ist in der Zentrale ein in bezug auf Stellenzahl sehr bescheiden
ausgestatteter Beamtenstab vorhanden , an dessen Stärke und
Eingruppierung nichts geändert werden sollte .
Zum Bezirksdienst übergehend, wird gesagt, ein Vergleich über

die auf einen geh . mittleren techn . Beamten entfallende Unter¬
haltungslänge der Straßen ergäbe in Württemberg bei 2682
Kilometern Staatsstraßen und 68 Beamten auf einen Beamten
46,2 Kilometer Unterhaltungslänge , während in Baden für
3055 Kilometer Landstraßen und 1445 Kilometer Kreisstraßen
und 3460 Kilometer Kreiswege, zus . 7960 Kilometer Straßen¬
länge und 148 Beamten auf einen Beamten 63,8 Kilometer
Unterhaltungslänge entfallen . Vergleicht man aber nur die
Straßenmeisterbezirke der beiden Länder , so fällt das Ergeb¬
nis für Baden noch günstiger aus . Im übrigen verschweigt das
Spargutachten , daß die württembergischen mittleren technischen
Beamten viel besser eingestuft sind als die badischen . Tabella¬
risch wird diese Behauptung nachgewiesen. Die Sparkommission
anerkennt hier selbst , daß eine auch nur einigermaßen ins Ge¬
wicht fallende Vermehrung der den mittleren technischen Dienst
versehenden Beamtenkategorie nicht stattgefunden hat . Die frü -
here Zurücksetzung dieser Beamten zum Dauerzustand zu er¬
heben , wie es nach den Sparvorschlägen den Anschein hat , wird
in der Denkschrift hingesehen auf frühere Zusagen als Unrecht
empfunden.

Zum Schluffe betont die Denkschrift noch einmal , daß die
Tendenz des Spargutachtens : rücksichtsloser Abbau von Be¬
amtenstellen und Zurückstufung verschiedener gehobener mitt¬
lerer Beamten unhaltbar ist, und daß gegen die Zurückstufung
rechtliche und sonstige Bedenken bestünden.

9te» e Laufbahn für W -rtführ -r und Werk¬
meister bei der Reichsbahn

Die von der Hauptverwaltung der Reichsbahn im Benehmen
mit dem Beamtenrat erlassenen neuen Bestimmungen über die
Laufbahn der Werkführer und Werkmeister, sehen als Dienst-
anfänger für diese Stellen Zivilanwärter und Versorgungsan¬
wärter (Inhaber eines Versorgungsscheins, nicht des Anstel¬
lungsscheins) vor. _ i

Die Planstellen der Werkführer entfallen zu einem Zehntelauf Bersorgungsanwärter . Die Bewerberliste für Verlor,gungsanwärter ist für das ganze Reichsgebiet — ausgenommenBayern — von der Reichsbahndicektion Frankfurt und für denVerwaltungsbereich der Gruppenverwaltung Bayern vom Zen¬tralpersonalamt München zu führen . Der Bedarf an Zivilan-Wärtern ist lediglich aus den eigenen Arbeitern der Eisenbahn.Verwaltung zu entnehmen.
Die Zulassung zur Laufbahn ist außer von der Erfüllung derallgemein vorgeschriebenen Voraussetzungen sowohl bei Ver-

sorgungsanwärtern als auch bei Zivilanwärtern von dem Be-
stehen einer Vorprüfung abhängig.

Für Abnahme der Vorprüfung der Zivilanwärter gelten dieallgemeinen Vorschriften. Bei Bersorgungsanwärtern ist die
Vorprüfung auf Ersuchen der Zentralmeldestelle bei der Reichs¬bahndirektion Frankfurt (Main ) oder beim Zentralpersonalamtin München alsbald nach der Aufzeichnung in die Bewerberlistevon derjenigen Reichsbahndirektion abzunehmen , in deren Be¬
zirk der Versorgungsanwärter wohnt.

Die Vorprüfung kann auf Antrag ersetzt werden : durch den
Besitz eines für diesen Zweck anerkannten Zeugnisses über die
erfolgreiche Teilnahme an einem etwa verwaltungsseitig einge¬richteten Unterrichtskursus oder durch Vorlage eines von der
Verwaltung anerkannten Zeugnisses von Unterrichtseinrichtun¬
gen der Wehrmacht und der Schutzpolizei .

Die Stellen der Werkmeister sind Beförderungsstellen fürBeamte auf schwierigen und wichtigen Dienststellen. In die
Beförderungsstellen können die Werkführer ohne weitere Prü¬
fung aufrücken. Für die Auswahl der auf den gehobenen
Dienstposten zu beschäftigenden Beamten sind Befähigung und
Eignung maßgebend.

Staatsangehörigkeit der aus den abgetretene «
Gebiete » kommenden Beamten

Aus den abgetretenen Gebieten stammende deutsche Beamte,di« infolge des Versailler Vertrages oder seiner Ausführungs -
abkommen unter Erwerb einer fremden Staatsangehörigkeitdie deutsche Reichsangehörigkeit verloren haben, erhielten durchdie Weiterbeschäftigung als Beamte im Dienste des Reichs oder
der Länder allgemein nicht ohne weiteres die deutsche Staatsan -
angehürigkeit. Sie sind vielmehr dann wieder Reichsangehörige
geworden, wenn die Weiterverwendung nach dem Inkrafttretender Bestimmungen des Versailler Vertrages (11 . Januar 1920)als eine Reuanstellung im Sinne des Reichs - und Staatsange¬
hörigkeitsgesetzes von 1913 angesehen werden kann.

Der badische Minister des Kultus und Unterrichts hat daher
an die unterstellten Behörden, Dienststellen und Schulanstalten
einen Erlaß gerichtet , und darin ersucht , in eine Rachprüfnnt
der Staatsangehörigkeitsverhältniffe der einzelnen Beamten
einzutreten und, falls Zweifel bestehen , die Staatsangehörigkeitder betreffenden Beamten durch das zuständige Bezirksamt fest¬
stellen zu lassen . Gleichzeitig wird ersucht, den Beamten von
dem Erlaß Kenntnis zu geben mit dem Anheimgeben, von sich
aus festzustellen , ob durch den Versailler Vertrag eine Ände¬
rung in . der Staatsangehörigkeit eingetreten ist und mit der
Aufforderung zu berichten. Gegebenenfalls ist den Beamten
ruche zu legen , Einbürgerunzsantrag zu stellen oder auch die
Einbürgerung ihrer Ehefrau vornehmen zu lassen . Beamt«
Ä>er deren Eheftauen , die nach den getroffenen Feststellungen
eine deutsche Staatsangehörigkeit nicht besitzen, sind an das
Unterrichtsministerium namhaft zu machen , mit dem Anfügen»
ob Einbürgerungsantrag gestellt ist.

83 .222 . Karlsruhe. Ueber
das Vermögen des Gipser¬
meisters Hermann Allmen¬
dinger in Karlsruhe , Me-
lanchtonstr- 2, wurde heute
nachmittag 4 Uhr das
Vergleichsverfahren zur Ab.
Wendung des Konkurses
eröffnet. Vertrauensperson
ist : Direktor F . I . Sonner
in Karlsruhe , Kaiserallee
Rr . 5 . Vergleichstermin ist
am 22. Oktober 1931 , vor¬
mittags 9 Uhr, vor dem
AmtsgerichtKarlsruhe,Aka -
demiestr. 4, 3. Stock , Zim¬
mer Nr . 234. Der Antrag
auf Eröffnung des Ver¬
fahrens nebst Anlagen,
sowie das Ergebnis der
weiteren Ermittlungen
sind auf der Geschäftsstelle
zur Einsicht der Beteiligten
niedergelegt. Karlsruhe , den
25. Sept . 1931 . Geschäfts¬
stelle des Amtsgerichts A 10.

R .643 . Lörrach. In dem
Konkursverfahren über das
Vermögen des Bäckermei¬
sters Fritz Brenneisru in
Lörrach-Stetten soll mit
Genehmigung des Gerichts
die Schlußverteilung vor¬
genommen werden. Das
vorhandene Maffevermögen
beträgt 1 255,46 9M6. Die
bevorrechtigten Gläubiger
fordern 1289,52 sg# und
die nicht bevorrechtigten
11 777,92 m - Dies wird
mit dem Anfügen bekannt
gemacht, daß das Verzeich¬
nis der zu berücksichtigenden
Forderungen auf der Ge¬
schäftsstelle des hiesigen
Amtsgerichts z . Einsicht der
Beteiligten niedergelegt ist .

Lörrach, 28. Sept . 1931 .
Zirkel , Konkursverwalter .

Das Fundbüro derReichs -
bahndirektion Karlsruhe

versteigert am 1 . U . 2. X . 31,
jeweils 8 u . 14 Uhr begin-
nend, im Versteigerungs-
raum Karlsruhe Hbf. (Ein¬
gang Maxaubf .) öffentlich
gegenBarzahlung dieFund -
fachen , Anfall Mai —Juni
31, nicht abgeholtes Hand-
und Reisegepäck sowie un -
anbringliche Frachtgüter ,
darunter Taschenuhren,
Schmuck , Fern - u . Augen¬
gläser, 5 Herrenräder , i 1
Damenrad , 3 Paar Schnee,
schuhe m- Stöcken , 4 Photo -
apparaten - Die besonders
gen. Gegenstände werden
werden am 1 . X . von 10Ubr
an ausgeboten . R .641

. ' V

MWes Landestheater
Mittwoch, 30. Sept . 1931
*A 4 (Mittwochmiete). Th«
Gem . III . S .-Gr ., 1 . Hälfte
Die Fm ohne KWev
Oper von Richard Strauß

Regie : Prüscha
Mitwirkende : '

Blank, Fanz , Fischbach ,
Haberkorn, Reich - Dörich,
Winter , Falke, Friedrich»
Hospach , Kiefer, Löser,
Ritschl , Schoepflin, Strack
Anfang 19 Ende 22 '/.

Preise E (1—6,30)
Do . 1 .10 . Tempo über hun¬
dert. Fr . 2 . 10. Die Ent¬
führung aus dem Serail .
Sa .3 .10. Im weißen Rößl.
So .4 .10. Vormittag - : Mor¬
genfeier. Abends : Lohen-
grin . Im KonzerthauS :
Frauen haben das gern.

Druck G . Braun , Karlsruhe .
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